
N I E D E R S C H R I F T  

über die Öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt 

Marburg 

der Universitätsstadt Marburg am Freitag, 23.02.2007, 17:00 Uhr 

35037 Marburg, Sitzungssaal Barfüßerstr. 50 

Anwesenheit: 
 
Frau Stadträtin Dr. Amend-Wegmann, Christine  B 90 / Die 
Grünen 

 

Herr Stadtrat Biver, Nico  Marburger Linke  

Herr Stadtrat Hertlein, Jürgen  SPD  

Herr Bürgermeister Dr. Kahle, Franz  B 90 / Die Grünen  

Frau Stadträtin Laßmann, Alev  B 90 / Die Grünen - e - 

Frau Stadträtin Müller-Wickenhöfer, Johanna  FDP  

Herr Stadtrat Rehlich, Jürgen  CDU  

Herr Stadtrat Reinhard, Friedrich  CDU  

Frau Stadträtin Schulze-Stampe, Ursula  SPD  

Frau Stadträtin Sewering-Wollanek, Dr. Marlis  SPD  

Herr Stadtrat Sprywald, Klaus  SPD  

Herr Stadtrat Stötzel, Wieland  CDU  

Herr Oberbürgermeister Vaupel, Egon  SPD  

Frau Stadträtin Dr. Weinbach, Kerstin  SPD  

Herr Aab, Peter  SPD  

Herr Acker, Matthias  SPD  

Herr Backes, Björn  SPD  

Herr Becker, Reinhold  SPD  

Frau Böttcher, Bettina  SPD  

Frau Brahms, Karin  SPD  

Frau Daser, Dagmar  SPD  

Frau Dinnebier, Kirsten  SPD  

Herr Hussein, Schaker  SPD  

Frau Lotz-Halilovic, Erika  SPD  

Herr Stadtverordnetenvorsteher Löwer, Heinrich  SPD  

Frau Mertins, Barbara  SPD  

Herr Meyer, Uwe  SPD  

Herr Dr. Musket, Ralf  SPD  

Herr Dr. Rausch, Ulrich  SPD  

Frau Seelig, Johanna  SPD  

Frau Sell, Sonja  SPD  

Herr Severin, Ulrich  SPD  
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Herr Weidemann, Gerald  SPD  

Frau Wölk, Marianne  SPD  

Frau Ackermann, Barbara  CDU  

Frau Gottschlich, Hannelore  CDU - e - 

Herr Heck, Hermann  CDU  

Herr Jannasch, Manfred  CDU  

Frau Kaufmann, Anita  CDU  

Herr Kissel, Winfried  CDU  

Herr Lohse, Ingo  CDU  

Frau Mehnert, Ute  CDU  

Frau Oppermann, Anne  CDU  

Herr Pfalz, Roger  CDU  

Frau Dr. Pötter, Claudia  CDU  

Frau Röhrkohl, Anni  CDU  

Herr Sauer, Florian  CDU  

Frau Schaffner, Karin  CDU  

Herr Scherer, August  CDU  

Frau Prof. Dr. Simon, Babette  CDU  

Herr Stompfe, Philipp  CDU  

Herr Vaupel, Dirk  CDU  

Herr Dr. Wulff, Reimer  CDU  

Frau Dr. Baumann, Petra  B 90 / Die Grünen  

Frau Dorn, Angela  B90/Die Grünen  

Herr Göttling, Dietmar  B 90 / Die Grünen  

Herr Markus, Jürgen  B 90 / Die Grünen  

Frau Neuwohner, Elke  B 90 / Die Grünen  

Frau Perabo, Dr. Christa  B 90 / Die Grünen  

Frau Pistor, Sabine  B90/Die Grünen  

Herr Schäfer, Wolfram  B 90 / Die Grünen  

Frau Dr. Therre-Staal, Elke  B90/Die Grünen  

Herr Weber-Hofmann, Reinhard  B90/Die Grünen  

Frau Darabos, Alexandra  Marburger Linke - e - 

Frau Gottschaldt, Eva Christiane  Marburger Linke  

Herr Köster-Sollwedel, Henning  Marburger Linke  

Herr Metz, Peter  Marburger Linke  

Frau Schäfer, Birgit  Marburger Linke  

Herr Prof.Dr. Dingeldein, Heinrich  FDP  

Frau Schwebel, Gerlinde  FDP  

Herr Ludwig, Heinz  MBL - e - 

Herr Dr. Uchtmanh, Hermann  MBL  
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Entschuldigt fehlen: 
 
 
 
 
Schriftführer: Oberamtsrat Wagner 
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Der Stadtverordentenvorsteher Heinrich Löwer - SPD-Fraktion - eröffnet die Sitzung um Uhr 
und begrüßt alle Anwesenden. Die form- und fristgerechte Ladung für die heutige Sitzung 
wird festgestellt. Das Haus ist beschlussfähig. Gegen diese Feststellung wird aus der 
Stadtverordnetenversammlung kein Einwand vorgetragen. 
 
 

Protokoll: 

zu 1 Eröffnung und Begrüßung der Anwesenden 
  
 Der Stadtverordnetenvorsteher Heinrich Löwer (SPD) eröffnet die Sitzung um 

17:05 Uhr und begrüßt alle Anwesenden. Die form- und fristgerecht Ladung für 
die heutige Sizung wird festgestellt. Das Haus ist beschlussfähig. Gegen diese 
Feststellungen wird aus der Stadtverordnetenversammlung kein Einwand 
vorgetragen. 
 
Der Stadtverordnetenvorsteher begrüßt besonders die neu in die 
Stadtverordnetenversammlung nachgerückte Stadtverordnete Mehnert (CDU). Er 
wünscht für die Zukunft eine gute Zusammenarbeit.  
 

  
  
 
zu 2 Genehmigung der Niederschrift 
  
 Die Niederschrift über die öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 

am 26. Januar 2007 ist allen Stadtverordneten mit der Einladung zur heutigen 
Sitzung zugegangen. 
 
Änderungswünsche werden nicht vorgetragen. Somit gilt die Niederschrift in der 
ausgedruckten Fassung als genehmigt. 
 

  
  
 
zu 3 Ergänzungen der Tagesordnung 
  
 Der Stadtverordnetenvorsteher gibt einen Überblick über die Tagesordnung und 

die in den Ausschüssen empfohlenen Aussprachen und Zurückstellungen. 
 
Weiterhin liegen zur heutigen Tagesordnung 8 Dirnglichkeitsanträge vor. Die 
Anträge liegen dieser Niederschrift alle als Anlage bei. Der Ältestenrat hat in 
seiner gestrigen Sitzung vereinbart, dass über die Aufnahme dieser Anträge in 
die heutige Tagesordnung per Mehrheitsentschluss entschieden wird. 
 
1. Dringlicher Antrag der Fraktion SPD, Bündnis 90/ Die Grünen betr. 
 "Vergaberichtlinien"  
 Die Dringlichkeit der Vorlage wird zusätzlich begründet durch den 
 Stadtverordneten Becker (SPD). Gegen die Dringlichkeit spricht der 
 Stadtverordnete Stompfe (CDU). 
 
 In der anschließenden Abstimmung unterstützen die Stadtverordneten der 
 SPD, der Grünen und der Marburger Linke die Dringlichkeit. Damit ist die 
 von der Hessischen Gemeindeordnung geforderte 2/3 Mehrheit des 
 Hauses jedoch nicht erreicht. Die Vorlage kann nicht in die Tagesordnung 
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 aufgenommen werden. Die Antragsteller beantragen die Behandlung des 
 Antrages im zuständigen Ausschuss. 
 
2. Dringlicher Antrag der FDP-Fraktion betr. "Rosen montagsumzug"  
 Die Dringlichkeit wird zusätzlich begründet durch die Stadtverordnete 
 Schwebel (FDP). Für den Magistrat spricht der Oberbürgermeister. 
 Gegen die Dringlichkeit spricht der Stadtverordnete Göttling (Bündnis 
 90/Die Grünen). 
 
 In der anschließenden Abstimmung unterstützen nur die Stadtverordneten 
 der FDP, der Marburger Linken und der MBL die Dringlichkeit. Damit ist 
 die von der Hessischen Gemeindeordnung geforderte 2/3 Mehrheit jedoch 
 nicht erreicht. Die Vorlage kann nicht in die Tagesordnung aufgenommen 
 werden. Die Antragsteller beantragen die Beratung dieses Antrage in dem 
 zuständigen Ausschuss. 
 
3. Dringlicher Antrag der Fraktionen SPD und Bündni s 90/Die Grünen  
 betr. "Neubau Campus"  
 Die Stadtverordnete Sell (SPD) begründet die Dringlichkeit zusätzlich 
 mündlich. Zur Sache spricht der Oberbürgermeister. Gegen die 
 Dringlichkeit spricht der Stadtverordnete Dr. Uchtmann (MBL).  
 
 In der anschließenden Abstimmung wird die Dringlichkeit unterstützt 
 durch die Fraktionen der SPD, der Grünen, der Marburger Linken und der 
 FDP.  Damit ist die von der Hessischen Gemeindeordnung geforderte 2/3 
 Mehrheit jedoch nicht erreicht. Die Vorlage kann nicht in die 
 Tagesordnung aufgenommen werden. Die Antragsteller beantragen die 
 Beratung dieses Antrage im zuständigen Ausschuss. 
 
4. Dringlicher Antrag der Fraktionen SPD und Bündni s 90/Die Grünen 
 betr. "Radio Unerhört"  
 Der Stadtverordnete Weidemann (SPD) begründet die Dringlichkeit 
 zusätzlich müdnlich. Gegen die Dringlichkeit spricht der Stadtverordnete 
 Stompfe (CDU). 
 
 Die Dringlichkeit wird unterstützt durch die Stadtverordneten der SPD, der 
 Grünen und der Marburger Linken. Damit ist die von der Hessischen 
 Gemeindeordnung geforderte 2/3 Mehrheit jedoch nicht erreicht. Die 
 Vorlage kann nicht in die Tagesordnung aufgenommen werden. Die 
 Antragsteller beantragen die Beratung dieses Antrage im zuständigen 
 Ausschuss. 
 
5. Dringlicher Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die G rünen und SPD 
 betr. "Fahrzeuge"   
 Die Dringlichkeit wird zusätzlich mündlich begründet durch die 
 Stadtverordneten Dr. Baumann (Bündnis 90/Die Grünen). Gegen die 
 Dringlichkeit spricht die Stadtverordnete Schaffner (CDU).  
 
 In der anschließenden Abstimmung wird die Dringlichkeit unterstützt 
 durch die Stadtverordneten der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die 
 Grünen. Damit ist die von der Hessischen Gemeindeordnung geforderte 
 2/3 Mehrheit jedoch nicht erreicht. Die Vorlage kann nicht in die  
 Tagesordnung aufgenommen werden. Die Antragsteller beantragen die 
 Beratung dieses Antrage im zuständigen Ausschuss. 
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6. Dringlicher Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die  Grünen und SPD 
 betr. "Collegium Gentium"  
 Die Dringlichkeit der Vorlage wird begründet durch den Stadtverordneten 
 Weber/Hofmann (Bündnis 90/Die Grünen). Für den Magistrat spricht der 
 Oberbürgermeister.  Gegen die Dringlichkeit spricht der Stadtverordnetne 
 Dr. Dingeldein (MBL). 
 
 In der anschließenden Abstimmung wird die Dringlichkeit der Vorlage 
 unterstützt durch die Stadtverordneten der SPD, der Fraktion Bündnis 
 90/Die Grünen und der Marburger Linken. Damit ist die von der 
 Hessischen Gemeindeordnung geforderte 2/3 Mehrheit jedoch nicht 
 erreicht. Die Vorlage kann nicht in die Tagesordnung aufgenommen 
 werden. Die Antragsteller beantragen die Beratung dieses Antrage im 
 zuständigen Ausschuss. 
 
7. Dringlicher Antrag der CDU-Fraktion betr.  
 "Ausschreibung Europabad"  
 Die Vorlage wird zusätzlich mündlich begründet durch den 
 Stadtverordneten Pfalz (CDU). Für den Magistrat spricht der 
 Bürgermeister Dr. Kahle. Gegen die Dringlichkeit spricht der 
 Stadtverordnete Göttling (Bündnis 90/Die Grünen). 
 
 In der anschließenden Abstimmung wird die Dringlichkeit unterstützt 
 durch die CDU, FDP, MBL und Marburger Linken. Damit ist die von der 
 Hessischen Gemeindeordnung geforderte 2/3 Mehrheit jedoch nicht 
 erreicht. Die Vorlage kann nicht in die Tagesordnung aufgenommen 
 werden. Die Antragsteller beantragen die Beratung dieses Antrage im 
 zuständigen Ausschuss. 
 
8. Dringlicher Antrag der CDU-Fraktion betr. "Zusam menarbeit 
 zwischen Stadt und Landkreis"  
 Die Vorlage wird zusätzlich mündlich begründet durch den 
 Stadtverordneten Stompfe (CDU). Für den Magistrat spricht der 
 Oberbürgermeister. Gegen die Dringlichkeit spricht der Stadtverordneten 
 Köster (Marburger Linke). 
 
 In der anschließenden Abstimmung wird die Dringlichkeit unterstützt 
 durch die Stadtverordneten der CDU. Damit ist die von der Hessischen 
 Gemeindeordnung geforderte 2/3 Mehrheit jedoch nicht erreicht. Die 
 Vorlage kann nicht in die Tagesordnung aufgenommen werden. Die 
 Antragsteller beantragen die Beratung dieses Antrage im zuständigen 
 Ausschuss. 
 
Weitere Änderungswünsche zur Tagesordnung werden nicht vorgetragen. Die 
Tagesordnung wird daher wir vorgesehen abgehandelt. 
 

  
  
 
zu 4 Fragestunde 
  
  
  
  
 
zu 4.1 Kleine Anfrage der Stadtverordneten Dr. Claudia Pötter (Nr. 1   2/2007) 



 - 7 - 

Vorlage: VO/1095/2007 
  
 Wie weit sind die Planungen für ein naturwissenscha ftliches Museum?  

 
Es antwortet Stadträtin Dr. Weinbach: 
 
Nach dem erfolgreichen Start des „Chemikum" gibt es Bestrebungen der 
Betreiber, dieses in geeigneten Räumlichkeiten  in der Kernstadt unterzubringen. 
Zugleich wird die Kooperation mit den Fachbereichen Biologie, Physik und 
Pharmazie gesucht, um das „Chemikum" in Richtung eines breiter angelegten 
naturwissenschaftlichen „Experimentum" weiter zu entwickeln.  
 
Zugleich wurde vom Präsidium der Philipps-Universität universitätsintern eine 
Kommission „Museen und Sammlungen der Universität" ins Leben gerufen, die 
sich mit der Zukunft der beiden Universitätsmuseen in der Biegenstraße und im 
Schloss sowie der verschiedenen Sammlungen beschäftigt.  
 
Die Zukunft wird wesentlich von der Entwicklung des Projekts Uni-Campus rund 
um den Alten Botanischen Garten abhängen sowie von der Priorität, die die 
Universitätsleitung den Museen, Sammlungen und einem möglichen 
„Experimentum" beimisst.  
 

  
  
 
zu 4.2 Kleine Anfrage der Stadtverordneten Dr. Claudia Pötter (Nr. 2   2/2007) 

Vorlage: VO/1096/2007 
  
 Wann gedenkt der Magistrat dafür zu sorgen, dass die  Verbindungstreppe 

zwischen der Gabelsberger Straße und der Straße An d er Haustatt 
ausreichend beleuchtet wird?  
 
Es antwortet Bürgermeister Dr. Kahle: 
 
Bisher wurden an den Magistrat keine Anträge für eine bessere Ausleuchtung der 
Treppenanlage zwischen der Gabelsberger Straße und der Straße An der 
Haustatt gestellt. 
 
Die Treppenanlage ist derzeit mit einer Straßenleuchte ausgerüstet. Für eine 
vollständige Ausleuchtung ist die Errichtung von zwei weiteren Straßenleuchten 
erforderlich. Die Kosten hierfür würden ca. 3.500,00 € betragen. Sofern die 
Haushaltslage es zulässt wird angestrebt die Beleuchtungssituation zu 
verbessern. 
 
Eine Zusatzfrage der Stadtverordneten Pötter (CDU) wird ebenfalls durch 
Bürgermeister Dr. Kahle beantwortet. 
 

  
  
 
zu 4.3 Kleine Anfrage der Stadtverordneten Dr. Petra Baumann (Nr. 3   2/2007) 

Vorlage: VO/1097/2007 
  
 Der Magistrat wird gebeten, Auskunft zu erteilen, ob  ein Konzept und ggfs. 

welches mit der Universität Marburg entwickelt word en ist, um das Uni-
Bootshaus dauerhaft in seinem Bestand zu erhalten.  
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Es antwortet der Oberbürgermeister: 
 
Die Philipps-Universität steht inzwischen kurz vor einer Vertragsunterzeichnung 
mit einem externen Betreiber, voraussichtlich der Jugendkonflikthilfe Marburg. 
Nach Angaben der Universität bedeutet dies, dass das bisherige Angebot mit 
Übernachtung usw. im Bootshaus am Edersee ohne Einschränkung bestehen 
bliebe. 
 

  
  
 
zu 4.4 Kleine Anfrage der Stadtverordneten Dr. Christa Perabo (Nr. 4   2/2007) 

Vorlage: VO/1110/2007 
  
 Kann sich der Magistrat dafür einsetzen, dass Busse nach Marbach 

wenigstens an den Wochenmarkttagen regelmäßig am Fi rmaneiplatz 
zwischen 8 und 13 Uhr halten?  
 
Es antwortet der Oberbürgermeister: 
 
Das Verkehrsangebot von und nach Marbach, einschließlich der Stadtteile 
Wehrshausen, Elnhausen, Dilschhausen und Dagobertshausen wird von der 
Linie 5 abgedeckt. Diese Linie verkehrt bei jeder Fahrt entsprechend der 
Neukonzeption des Linienverkehrs in Richtung und aus Richtung Innenstadt 
immer über die Relation Hauptbahnhof. Bei der Fahrt in die Innenstadt wird 
regelmäßig der Firmaneiplatz angefahren. Bei der Rückfahrt nach Marbach ist 
fahrplantechnisch eine zusätzliche Umfahrung des Quartiers rund um die 
Elisabethkirche nicht möglich. 
Die Anbindung des Firmaneiplatzes in Richtung Marbach erfolgt derzeit an der 
Haltestelle „Bahnhofstraße". 
 
Zusatzfragen der Stadtverordneten Dr. Perabo (Bündnis 90/Die Grünen) und 
Köster (Marburger Linke) werden ebenfalls durch den Oberbürgermeister und 
den Bürgermeister beantwortet. 
 
Um 18:08 Uhr übernimmt die stellvertretende Stadtve rordnetenvorsteherin 
Dorn (Bündnis 90/Die Grünen) die Sitzungsleitung.  
 

  
  
 
zu 4.5 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Schaker Hussein (Nr. 5   2/2007) 

Vorlage: VO/1098/2007 
  
 Wie hoch waren die Werbeausgaben der Stadtwerke i nnerhalb der letzten 2 

Monate (unmittelbar nach der Umstellung des Fahrpla ns) in der hiesigen 
Presselandschaft? 
 
Es antwortet Bürgermeister Dr. Kahle: 
 
Die Werbeausgaben der Stadtwerke innerhalb der letzten zwei Monate in der 
hiesigen Presselandschaft bewegen sich wie immer im Rahmen der insgesamt 
zur Verfügung stehenden Mittel des Budgets "Marketing". Dieses Budget von 
jährlich 220.000 EUR wird im Rahmen des Wirtschaftsplanes vom Aufsichtsrat 
beschlossen. Auskünfte zu einzelnen Maßnahmen werden von den Stadtwerken 
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Marburg nicht gegeben. 
 
Eine Zusatzfrage des Stadtverordneten Hussein (SPD) wird ebenfalls durch den 
Bürgermeister beantwortet. 
 
 
 

  
  
 
zu 4.6 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Schaker Hussein (Nr. 6   2/2007) 

Vorlage: VO/1099/2007 
  
 Welche Intention wird durch dieses PR-Konzept verfol gt und wurde es mit 

der Stadt oder/und anderen Stellen rückgekoppelt?  
 
Es antwortet Bürgermeister Dr. Kahle: 
 
Die Intention der laufenden Kampagne "Wir bewegen Marburg" ist durch 
Imagewerbung die Kundenbindung zu erhöhen und gehört zu den üblichen 
Aufgaben einer laufenden und ordentlichen Geschäftsführung. 
 
Zusatzfragen der Stadtverordneten Hussein (SPD) und Köster (Marburger Linke) 
werden ebenfalls durch den Bürgermeister beantwortet. 
 

  
  
 
zu 4.7 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Gerald Weidemann (Nr. 7   2/2007) 

Vorlage: VO/1111/2007 
  
 Wie verträgt sich die nicht herstellbare Barrierefr eiheit des Bauerbacher 

Kindergartens mit dem guten und hohen Anspruch auf 
behindertengerechten Ausbau und Zugang zu öffentlich en Gebäuden?  
 
Es antwortet Bürgermeister Dr. Kahle: 
 
Das Außengelände des Kindergartens Bauerbach ist für Rollstuhlfahrer 
erschlossen. Zwei Gruppen- sowie Nebenräume des Kindergartens befinden sich 
im 1. Obergeschoss und sind nur durch eine innen liegende Holztreppe zu 
erreichen, ein zweiter Fluchtweg in Form einer Außenrutsche aus dem 1. OG auf 
das Freigelände hergestellt. 
 
Der Gruppenraum im Erdgeschoss ist ebenfalls nur über zwei Treppenstufen 
erreichbar. 
Eine rollstuhlgerechte Erschließung der Gruppenräume im Obergeschoss ist 
bislang nicht vorgesehen, und auf Grund der Gebäudestruktur sowie aus 
denkmalpflegerischer Sicht nicht einfach umsetzbar. 
 
Es handelt sich bei dem Kindergarten um ein historisches Schulgebäude. Der im 
Antragstext beschriebene hohe Anspruch ist nicht damit verbunden, dass alle 
öffentlichen Gebäude barrierefrei zugänglich sind. In Abstimmung mit dem 
Behindertenbeirat werden in Abhängigkeit von Nutzungsintensität und öffentlicher 
Bedeutung Prioritäten gesetzt. 
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Im übrigen ist darauf hinzuweisen, dass zahlreiche Kindereinrichtungen in 
öffentlicher und privater Trägerschaft nicht barrierefrei erschlossen sind und dies 
auch für die Zukunft nicht geplant ist. 
 

  
  
 
zu 4.8 Kleine Anfrage der Stadtverordneten Bettina Böttcher (Nr. 8   2/2007) 

Vorlage: VO/1100/2007 
  
 Wie viele Menschen aus arabisch stämmigen Ländern h aben in den Jahren 

2003 / 2004 / 2005 / 2006 ein Visa beantragt und be willigt bekommen? 
Sieht der Magistrat eine Tendenz seit der neuen Führ ung des 
Innenministeriums 2005 zu einem restriktiveren Verga beverhalten? 
 
Es antwortet der Oberbürgermeister: 
 
Der erste Teil der Frage ist dahingehend zu beantworten, dass für die 
Beantragung und Erteilung des Visums nicht die Ausländerbehörde, sondern die 
Deutschen Auslandsvertretungen (Botschaften, Konsulate) in den jeweiligen 
Heimatländern zuständig sind.  
In § 31 der Aufenthaltsverordnung vom 25.11.2004 ist geregelt, dass das Visum 
der vorherigen Zustimmung der für den vorgesehenen Aufenthaltsort zuständigen 
Ausländerbehörde bedarf, wenn der Aufenthalt länger als drei Monate dauern soll 
oder eine Erwerbstätigkeit beabsichtigt ist. Die Daten der Ausländerin/des 
Ausländers werden an die Sicherheitsbehörden übermittelt. 
 
Meiner Ausländerbehörde liegen keine statistischen Erhebungen zu erteilten Visa 
vor. Es bestehen daher keine Möglichkeiten, solche statistischen Angaben zu 
ermitteln. 
Bestand eine Beteilung der Ausländerbehörde der Stadt Marburg in diesem 
Visumsverfahren und ist die Person nach Visumserteilung nach Marburg 
eingereist, wird eine Aufenthaltserlaubnis, entsprechend des beabsichtigten 
Aufenthaltszwecks und den gesetzlichen Bestimmungen, erteilt. 
 
Zum zweiten Teil der Frage ist zu berichten, dass von Seiten des 
Bundesministeriums des Innern keine restriktiven Erlasse zur 
Gesetzesausführung ergangen sind. Das Zuwanderungsgesetz einschließlich des 
Aufenthalts-gesetzes vom 30.07.2004, trat bereits zum 01.01.2005 in Kraft. 
 

  
  
 
zu 4.9 Kleine Anfrage der Stadtverordneten Bettina Böttcher (Nr. 9   2/2007) 

Vorlage: VO/1155/2007 
  
 Was gedenkt der Magistrat zu unternehmen, um die Not  der Richtsberg-

Gesamtschule bezüglich der baulichen Maßnahmen und d er Ausstattung 
für eine halbwegs angemessene Betreuung und eine ge sicherte 
Ganztagsschule sicherstellen zu können?  
 
Es antwortet Stadträtin Dr. Weinbach: 
 
Zunächst sei darauf hingewiesen, dass der Magistrat eine Not der Richtsberg-
Gesamtschule im Hinblick auf bauliche oder Ausstattungsmaßnahmen nicht 
erkennen kann. Dies sieht auch die Schulleitung so. 
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Vielmehr verfügt die Schule über ausreichende und gut ausgestattete 
Räumlichkeiten, die auch das Ganztagsangebot an der Schule umfassen. 
 
Erst im vergangenen Jahr wurden insgesamt 175.000,-- € in verschiedene 
Ausstattungs- und Sanierungsmaßnahmen investiert, davon  30.000,00 €, um 
eine warme Mittagsversorgung aufzubauen und insbesondere einen 
Ganztagsbereich zu schaffen, die so genannten Medieninseln, die hervorragende 
Voraussetzungen für selbständiges Arbeiten im Ganztagsbereich bieten.  
 
Lediglich der Bereich der Essenseinnahme durch die Schülerinnen und Schüler 
konnte im vergangenen Jahr nur provisorisch hergerichtet werden. Hier werden 
Konzepte mit der Schule entwickelt und es stehen für das Jahr 2007 weitere 
Haushaltsmittel in Höhe von 35.000,00 € für die Erweiterung der Küche, 
zusätzliche Bestuhlung und Maßnahmen in den Räumen der Jahrgangsstufen 5 
und 6 zur Verfügung.  
 

  
  
 
zu 4.10 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Björn Backes (Nr. 10   2/2007) 

Vorlage: VO/1152/2007 
  
 Wie weit sind die Bestrebungen der Stadt, ihre Tele fon- und 

Kommunikationsanlage auf eine digitale Anlage umzust ellen, um hier auch 
Kostenersparnisse und Synergieeffekte zu erzielen.  
 
Es antwortet der Oberbürgermeister: 
 
Seit 1995 ist unsere Telefonanlage Zug um Zug digitalisiert worden. 
Der letzte Schritt wurde in Ende 2006/Anfang 2007 vollzogen. 
Die z. Zt. akutelle Software ist ebenfalls installiert. 
Weiterhin sind wir ständig bemüht sowohl bei den Wartungskosten als auch bei 
den Telefongebühren Einsparungen zu erzielen. 
 
Eine Zusatzfrage des Stadtverordneten Hussein (SPD) wird ebenfalls durch den 
Oberbürgermeister beantwortet. 
 

  
  
 
zu 4.11 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Björn Backes (Nr. 11   2/2007) 

Vorlage: VO/1112/2007 
  
 Wer hat den von der Stadt auf dem Neujahrsempfang g ezeigten Spot zur 

Vermarktung Marburgs auf überregionaler Ebene in Au ftrag gegeben? 
Gedenkt der Magistrat diesen Spot / das Gesamtkonzep t den 
Stadtverordneten / der Wirtschaftsförderungskommiss ion vorzustellen und 
ihn zu beraten?  
 
Es antwortet der Oberbürgermeister: 
 
Den Trailer, der während des Neujahrsempfangs der Stadt im Januar in der 
Stadthalle zu sehen war, hat der Oberbürgermeister in Auftrag gegeben. Der 
Oberbürgermeister ist überzeugt, dass Stadtmarketing in dieser Form eine 
wichtige Sache ist. In dieser Auffassung wurde er durch Gespräche mit Vertretern 
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der Universität und der Wirtschaft immer wieder bestätigt. 
Vertreter der Universität und der Wirtschaft repräsentieren zum Beispiel bei 
Kongressen und Veranstaltungen im In- und Ausland auch den Standort Marburg. 
Da geeignetes Informations- und Werbematerial, das kurz und prägnant über die 
Universitätsstadt Marburg etwas aussagt bislang nur als Print-Medium vorhanden 
ist. hat der Oberbürgermeister den erwähnten Trailer in Auftrag gegeben. Wie 
während des Neujahrsempfangs gesagt, ist das Gezeigte ein Anfang, der weiter 
entwickelt werden muss. Anregungen sind erwünscht. Das Konzept wird in der 
Wirtschaftsförderungs- und der Fremdenverkehrskommission vorgestellt und 
diskutiert werden, ebenso in der Kommission für Universitäts- und 
Regionalentwicklung. Ziel ist ein Produkt, das - je nach Bedarf - individuell 
gestaltet werden kann. 
 

  
  
 
zu 4.12 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Dr. Ralf Musket (Nr. 12   2/2007) 

Vorlage: VO/1104/2007 
  
 Kann der Magistrat darüber berichten, was aus einem  Antrag (von 

SPD/B90/Die Grünen aus dem Jahre 2004) geworden ist , der die Nutzung 
der Grünfläche auf den Lahnauen (Höhe Shell-Tankste lle, Gisselberger 
Straße) für Freizeitaktivitäten (Ausgleichsfläche fü r Lahnwiesen / siehe 
Lärmdebatte / siehe Gefahrenabwehrverordnung) erhöh en / fördern sollte?  
 
Es antwortet Bürgermeister Dr. Kahle: 
 
Auf der besagten Grünfläche wurde inzwischen ein Bolzplatz angelegt. Dieser 
wird nach Beobachtungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachdienstes 
Stadtgrün, Umwelt und Natur recht häufig genutzt. Ob dies zu einer Entschärfung 
der Freizeitaktivitäten auf den Lahnwiesen am Bückingsdamm geführt hat, lässt 
sich nicht eindeutig feststellen. 
 

  
  
 
zu 4.13 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Dr. Ralf Musket (Nr. 13   2/2007) 

Vorlage: VO/1105/2007 
  
 Was ist aus dem Prüfantrag von 2003 (SPD/B90/Die Gr ünen) geworden, der 

einen Grillplatz in Innenstadtnähe gefordert hat, um  den Bedarf durch den 
Wegfall des „Runden Baums" aufzufangen?  
 
Es antwortet Bürgermeister Dr. Kahle: 
 
Der Grillplatz „Runder Baum" ist weiterhin für die Bevölkerung der Stadt Marburg 
nutzbar, so dass ein Ersatz in Innenstadtnähe nicht zwingend erforderlich 
erscheint. 
 
Trotzdem wurden die in Frage kommenden Flächen in Innenstadtnähe für die 
Nutzung als Grillplatz überprüft. Alle Optionen scheiterten jedoch entweder an 
formalen Kriterien (Landschaftsschutzgebiet, Planungsrecht) oder an der Frage 
der zusätzlichen Lärmbelästigung für nah an diesen Flächen gelegene 
Wohnbebauung. 
 
Zusatzfragen der Stadtverordneten Hussein (SPD) und Köster (Marburger Linke) 
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werden ebenfalls durch den Bürgermeister beantwortet. 
 

  
  
 
zu 4.14 Kleine Anfrage der Stadtverordneten Sabine Pistor (Nr. 14   2/2007) 

Vorlage: VO/1136/2007 
  
 Inwieweit ist durch die kommunale Abfallentsorgung der besonders 

überwachungsbedürftigen Abfälle gesichert, dass all e Marburger 
Apotheken Altmedikamente entgegennehmen und die wei tere Entsorgung 
gesichert verläuft und dass die Marburger Kliniken über überprüfbare 
Entsorgungen aller derartiger entstehender Abfälle verfügen?  
 
Es antwortet Stadträtin Dr. Weinbach: 
 
Für die Überwachung der Entsorgung von Altmedikamenten ist das Staatliche 
Umweltamt beim Regierungspräsidium Gießen zuständig. Dementsprechend 
obliegt die Kontrolle und Überwachung der Stoffströme dem RP. Die kommunale 
Entsorgungsorganisation ist in diesem Verfahren rechtlich nicht eingebunden und 
besitzt keine originäre Zuständigkeit. 
 
Für die Entsorgung von Altmedikamenten besteht seit 1997 im Landkreis 
Marburg-Biedenkopf in Abstimmung mit dem Betrieb für Abfallwirtschaft (BefA) 
jedoch für die Apotheken ein Rücknahmesystem durch die von der 
pharmazeutischen Industrie finanzierte Branchenlösung Vfw-REMEDICA.  
 
Diese stellt den Apotheken kostenlos Sammelbehältnisse zur Verfügung, 
übernimmt die Medikamentenabfälle an der Entsorgungsstelle (Apotheke) und 
führt diese Altmedikamente der thermischen Beseitigung in dafür speziell 
genehmigten Anlagen zu.  
 
Für darüber hinaus anfallende medizinische Abfälle in Kliniken, wie z.B. Infektiöse 
Abfälle, Spritzen, Skalpelle etc., haben die Kliniken die spezielle Entsorgung 
sicherzustellen (beispielsweise Entsorgung über die Hessische Industrie- und 
Sondermüllverwertung (HIM)) und gegenüber dem RP nachzuweisen 
(Entsorgungsnachweise, Übernahmescheine). 
 

  
  
 
zu 4.15 Kleine Anfrage der Stadtverordneten Eva Gottschaldt (Nr. 15   2/2007) 

Vorlage: VO/1145/2007 
  
 Ist der Magistrat aufgrund der jüngsten Vorgänge im  Haus der 

Burschenschaft Germania - Einladung an drei rechtse xtreme "Historiker", 
die OP berichtete detailliert am 5. Februar 2007 - bereit, den Bünden, die 
dem Dachverband Deutsche Burschenschaft angehören, zu erklären, dass 
sie bei diesem Fest (Marktfrühschoppen) nicht willk ommen sind?  
 
Es antwortet der Oberbürgermeister: 
 
Seit dem Jahr 2000 ist der Marktfrühschoppenverein und die ihn tragende 
Arbeitsgemeinschaft Marburger Stadtteilgemeinden Veranstalter des 
„Marktfrühschoppens", der am ersten Sonntag im Juli auf dem Marktplatz 
stattfindet. Der Marktfrühschoppenverein hat sich Anfang 2005 mit einer 
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öffentlichen Erklärung ausdrücklich von allen Gruppen, Vereinen und 
Verbindungen distanziert, die durch Wort oder Tat zu erkennen geben, dass ihre 
Einstellung zu Gesellschaft und Staat durch rechts-oder linksradikales 
Gedankengut geprägt ist. Eine namentliche „Ausladung" einzelner 
Burschenschaften lehnt der Veranstalter ab. 
Mit dieser öffentlichen Erklärung hat der Veranstalter deutlich gemacht, wer bei 
diesem Fest nicht willkommen ist.  
Der Magistrat wird sich zu dieser Angelegenheit nochmals eine Meinung bilden. 
Sie erhalten eine weitere Nachricht. 
 
 

  
  
 
zu 4.16 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Reinhold Becker (Nr. 16   2/2007) 

Vorlage: VO/1113/2007 
  
 Wie hoch waren die Entgelteinnahmen in den einzelnen  Bürgerhäusern 

bzw. Mehrzweckhallen in den Jahren 2005 und 2006?  
 
Es antwortet Bürgermeister Dr. Kahle: 
 
Nachfolgend haben wir die Entgelteinnahmen der Bürgerhäuser bzw. 
Mehrzweckhallen für die Jahre 2005 und 2006 aufgestellt: 
 
  Einnahmen 
  2005 2006 
Bauerbach 5.417,94 4.323,88 
Bortshausen 1.028,10 748,20 
Cappel 21.522,17 20.028,28 
Cyriaxweimar 385,00 949,50 
Dilschhausen 936,75 1.020,75 
Elnhausen 5.523,87 5.476,89 
Ginseldorf 1.126,25 1.684,00 
Gisselberg 1.307,31 1.126,50 
Haddamshausen 761,50 501,50 
Hermershausen 1.317,50 593,64 
Marbach 10.312,97 12.087,73 
Michelbach 6.054,64 4.601,41 
Moischt 6.222,11 3.701,75 
Gemeinschaftszentrum Richtsberg 1.605,50 1.054,25 
Ronhausen 1.910,12 1.931,65 
Schröck 1.118,85 447,00 
Wehrda 5.176,99 4.446,28 
Wehrshausen 1.353,60 1.629,90 

 
Zusatzfragen der Stadtverordneten Becker (SPD) und Heck (CDU) werden 
ebenfalls durch den Bürgermeister beantwortet. 
 

  
  
 
zu 4.17 Kleine Anfrage der Stadtverordneten Sabine Pistor (Nr. 17   2/2007) 

Vorlage: VO/1156/2007 
  



 - 15 - 

 Ist es möglich festzustellen, in welchem Maße der au sgezeichnete 
Marburger Planetenlehrpfad für Blinde und Sehende v on den Marburger 
Schulen, einschließlich der sehr guten Website ( www.planetenlehrpfad-
marburg.de <http://www.planetenlehrpfad-marburg.de> ), in allen Alterstufen 
genützt wird?  
 
Es antwortet Stadträtin Dr. Weinbach: 
 
Ca. 1/3 der Marburger Schulen besuchen mit verschiedenen Jahrgangsstufen 
den Planetenlehrpfad. 
 
Dies geschieht in der Regel nicht systematisch, sondern projekt- und 
themenbezogen in verschiedenen Fächern. 
 

  
  
 
zu 4.18 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Manfred Jannasch (Nr. 18   2/2007) 

Vorlage: VO/1153/2007 
  
 Ist der Magistrat bereit, den Stadtverordneten auf Wunsch die Verträge und 

die Grundbuchauszüge bezüglich des Verkaufs des Turne rgartens zur 
Verfügung zu stellen?  
 
Es antwortet der Oberbürgermeister: 
 
Der Turnergarten wurde durch die Gemeinnützige Wohnungsbau Gesellschaft 
mbH erworben. Der Kaufvertrag liegt der Stadt, da sie an dem 
Grundstücksgeschäft weder als Käufer noch als Verkäuferin beteiligt war, nicht 
vor, ebensowenig der entsprechende Grundbuchauszug. 
 
Fraglich ist ohnehin, ob der Verkauf grundbuchmäßig schon gewahrt ist, da er 
nach unseren Informationen erst Ende vergangenen Jahres vollzogen wurde. 
 
Nach Rücksprache mit dem Geschäftsführer der GeWoBau ist dieser gerne 
bereit, den Fraktionsvorsitzenden im Rahmen des datenschutzrechtlich 
zulässigen nähere Auskunft zum Inhalt der Kaufverträge zu geben. Im übrigen 
sind die Aufsichtsratsmitglieder der GeWoBau umfassend über die Einzelheiten 
des Kaufs informiert. 
 
Ab 18:40 Uhr übernimmt wieder Stadtverordnetenvorst eher Heinrich Löwer 
(SPD) die Sitzungsleitung.  
 

  
  
 
zu 4.19 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Manfred Jannasch (Nr. 19   2/2007) 

Vorlage: VO/1154/2007 
  
 Gibt es Planungen des Magistra tes wie das Ketzerbachfest nach den 

dortigen Umbaumaßnahmen im Hinblick auf die baulich en Veränderungen 
(Insbes. Standort der Festzelte!) realisiert werden soll und wenn ja, welche?  
 
Es antwortet der Oberbürgermeister: 
 
Der Magistrat befindet sich derzeit noch in Abstimmungsgesrpächen mit der 
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Ketzerbachgesellschaft. Ziel ist, auch für die Zukunft die Durchführung des 
Ketzerbachfestes sicherzustellen. 
 

  
  
 
zu 4.20 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Prof. Dr. Heinrich Dingeldein (Nr. 20   2/2007) 

Vorlage: VO/1115/2007 
  
 Welche Objekte des Altertums- und Geschichtsvereins  befinden sich als 

Dauerleihgaben im Besitz des Universitätsmuseums für  Kunst und 
Kulturgeschichte?  
 
Es antwortet Stadträtin Dr. Weinbach: 
 
Das Universitätsmuseum für Kulturgeschichte im Schloss verfügt nur über wenige 
eigene Ausstellungsstücke. Ein Teil der Sammlungen befindet sich im Eigentum 
des erloschenen Altertums- und Kunstvereins, der den Marburger 
Oberbürgermeister in seiner Satzung als Rechtsnachfolger eingesetzt hat. Die 
Inventarblätter der Ausstellungsstücke des Altertums- und Geschichtsvereins 
füllen nach Auskunft des Stadtarchivars drei Aktenordner, Museumsdirektor Dr. 
Wittstock spricht von ca. 300 Gegenständen. 
Hinzu kommt der so genannte „Alte Bestand" des Universitätsmuseums mit ca. 
500 Ausstellungsstücken, bei dem nicht genau festgestellt werden kann, ob der 
Altertums- und Kunstverein oder der Geschichtsverein dem Museum diese 
Stücke zur Verfügung gestellt hat.  
 

  
  
 
zu 4.21 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Prof. Dr. Heinrich Dingeldein (Nr. 21   2/2007) 

Vorlage: VO/1116/2007 
  

 
 Was soll mit den Beständen des Altertums- und Gesch ichtsvereins in 

Zukunft geschehen?  
 
Es antwortet Stadträtin Dr. Weinbach: 
 
Derzeit bilden diese Bestände einen Teil der Exponate des Universitätsmuseums 
für Kulturgeschichte im Schloss. Nach Wunsch der Stadt Marburg soll dies auch 
so bleiben. Die jüngst von der Philipps-Universität gegründete Kommission 
„Museen und Sammlungen der Universität" unter Vorsitz von Prof. Dr. Karl Braun 
(Europäische Ethnologie) arbeitet derzeit an einer Konzeption zur besseren 
Präsentation der Museen und Sammlungen. Die ersten Ergebnisse sind für 
Sommer 2007 angekündigt. Es ist mit Prof. Braun vereinbart, diese Ergebnisse 
gemeinsam zu diskutieren. 
 

  
  
 
zu 4.22 Kleine Anfrage der Stadtverordneten Gerlinde Schwebel (Nr. 22   2/2007) 

Vorlage: VO/1117/2007 
  
 Steht der Magistrat im Kontakt mit der Universität bzw. dem Land Hessen, 

um die vertraglich garantierte Pflege und Präsentat ion der Objekte des 
Altertums- und Geschichtsvereins im Universitätsmus eum für die Zukunft 
sicherzustellen? 
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sicherzustellen?  
 
Es antwortet Stadträtin Dr. Weinbach: 
 
Der Magistrat steht über den Fachdienst Kultur im Kontakt sowohl mit dem 
Direktor des Universitätsmuseums als auch dem Vorsitzenden der Kommission 
„Museen und Sammlungen der Universität", um über mögliche Veränderungen 
informiert zu sein und bei eigener Betroffenheit gegebenenfalls mit in die 
Entscheidungsfindung einbezogen zu werden.  
 
2 Zusatzfragen der Stadtverordneten Schwebel (FDP) werden ebenfalls durch 
Stadträtin Dr. Weinbach beantwortet. 
 

  
  
 
zu 4.23 Kleine Anfrage der Stadtverordneten Gerlinde Schwebel (Nr. 23   2/2007) 

Vorlage: VO/1118/2007 
  
 Verfolgt die Stadt Pläne einer eigenständigen Präsentation ihrer städtischen  

Kunst- und Kulturgüter unabhängig vom Universitätsmuseum? 
 
Es antwortet Stadträtin Dr. Weinbach: 
 
Nein. 
 
Eine Zusatzfrage der Stadtverordneten Schwebel wird ebenfalls durch Stadträtin 
Dr. Weinbach beantwortet. 
 

  
  
 
zu 4.24 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Torsten Sawalies (Nr. 24   2/2007) 

Vorlage: VO/1119/2007 
  
  

 
  
  
 
zu 4.25 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Torsten Sawalies (Nr. 25   2/2007) 

Vorlage: VO/1123/2007 
  
 Gibt es Überlegungen, die „Marburger Museumslandscha ft" offensiv in die 

Entwicklung des Stadttourismus auch nach dem Elisab ethjahr 2007 
einzubinden?  
 
Es antwortet Stadträtin Dr. Weinbach: 
 
Ja, dazu gibt es im Fachdienst Kultur Vorüberlegungen. Allerdings soll erst das 
Ergebnis des Konzeptes der „Kommission Museen und Sammlungen der 
Universität" abgewartet werden. Diese zielt sinnvollerweise auf eine bessere 
Präsentation der Museen und Sammlungen, die auch im Interesse des gesamten 
Marburger Stadttourismus liegt. Dieser hat bekanntlich bundesweit 
Wachstumsraten auch in Universitäts- und kulturprofilierten Städten unter 
100.000 Einwohnern und ein gewichtiges Potenzial. Dies hat eine 
Grundlagenuntersuchung des Deutschen Tourismusverbands e. V. jüngst wieder 
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belegt. Voraussetzung für eine bessere Präsentation der Universitätsmuseen und 
Sammlungen ist die Sicherung der Finanzierung der Universitätsmuseen durch 
Universität bzw. das Land Hessen. 
 
Eine Zusatzfrage des Stadtverordneten Dingeldein (FDP) wird ebenfalls durch 
Stadträtin Dr. Weinbach beantwortet. 
 

  
  
 
zu 4.26 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Ulrich Severin (Nr. 26   2/2007) 

Vorlage: VO/1157/2007 
  
 Wie werden Väter dabei unterstützt, dass sie Elternze it in Anspruch 

nehmen?  
 
Es antwortet der Oberbürgermeister: 
 
Für die zum 1.1.2007 familienpolitisch neu geregelten Instrumente Elterngeld und 
Elternzeit ist hinsichtlich der allgemeinen Information der Öffentlichkeit 
grundsätzlich das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
verantwortlich. Zuständige Behörden für die Durchführung des Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetzes sind in Hessen die Landesämter für Versorgung und 
Soziales, denen insoweit ebenso die Verantwortung der Information und 
Unterstützung bei der Inanspruchnahme von Elterngeld und Elternzeit zukommt. 
 
Sollte der Fragesteller speziell die Rolle der Stadt Marburg als Arbeitgeber 
gemeint haben, so werden hier selbstverständlich die Mütter und Väter über die 
gesetzlichen Möglichkeiten der Inanspruchnahme von Elternzeit und Elterngeld 
beraten, sofern sie dies wünschen. Dabei sind der Magistrat und die für Personal 
Verantwortlichen gegenüber dem Wunsch von Vätern nach stärkerer 
Familienorientierung sehr aufgeschlossen. Der Magistrat begrüßt und unterstützt 
es daher, wenn Väter ihre Arbeitszeit zugunsten von Kinderbetreuung reduzieren 
oder sich hierfür im Rahmen der Elternzeit beurlauben lassen. Dabei wird den 
jeweiligen Bedürfnissen der Väter - und im Rahmen der Gleichbehandlung 
natürlich auch der Mütter - für individuelle Arbeitszeitgestaltung so weit wie mit 
den dienstlichen Notwendigkeiten vereinbar Rechnung getragen. Auch wurden 
vor diesem Hintergrund bereits Telearbeitsplätze eingerichtet, um die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu gewährleisten. 
 
Auf der Grundlage des bereits genannten neuen Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes hat in den sechs Wochen seiner Geltung bereits ein bei der 
Stadt Marburg beschäftigter Vater Elternzeit für die Dauer von 2 Monaten 
beantragt, um dadurch die längere Bezugsdauer von Elterngeld beanspruchen zu 
können. Der Magistrat hofft daher, dass mit diesem neuen familienpolitischen 
Instrument deutlich mehr Väter Elternzeit in Anspruch nehmen werden, als dies in 
der Vergangenheit der Fall gewesen ist. 
 
Eine Zusatzfrage des Stadtverordneten Severin (SPD) wird ebenfalls durch den 
Oberbürgermeister beantwortet. 
 

  
  
 
zu 4.27 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Ulrich Severin (Nr. 27   2/2007) 

Vorlage: VO/1158/2007 
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 Welche Maßnahmen des vorbeugenden Gesundheitsschutze s werden den 

Beschäftigten der Stadtverwaltung seitens ihres Arb eitgebers angeboten 
und wie werden diese Angebote angenommen?  
 
Es antwortet der Oberbürgermeister: 
 
Die Stadtverwaltung Marburg hat in den vergangenen Jahren innerhalb des 
allgemeinen Fortbildungsjournals und im Rahmen des Arbeitsschutzes 
regelmäßig Maßnahmen des vorbeugenden Gesundheitsschutzes angeboten. 
 
Hierzu zählen z. B. Impfungen, Rückenschulen, Ernährungsberatungen „Fit im 
Büro", Workshop Bewegungsergonomie u. a.. Diese Angebote wurden gut 
angenommen, wobei allerdings keine statistischen Aufzeichnungen über die 
genaue Anzahl der Nutzer/innen bzw. Teilnehmer/innen geführt worden sind. 
 
Auf Grund der gerade im Bereich Fortbildung vorgenommenen Kürzungen im 
Haushalt 2007 werden jedoch diese Angebote in diesem Jahr nicht in dem 
Umfang der vergangenen Jahre angeboten werden können. 
 

  
  
 
zu 4.28 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Ingo Lohse (Nr. 28   2/2007) 

Vorlage: VO/1120/2007 
  
 Ist es richtig, dass der Magistrat Gespräche über e ine neue Trägerschaft 

des Kindergarten Bauerbach aufgenommen hat?  
 
Es antwortet Bürgermeister Dr. Kahle: 
 
Dies ist richtig. Der Jugenddezernent hat den Ortsbeirat und die  
Beschäftigten mehrfach darüber informiert, dass es Überlegungen 
gibt, die Trägerschaft des Kindergartens an die Suchthilfe 
Fleckenbühl zu übertragen. Dies bietet sich an, um die 
organisatorischen Voraussetzungen für den Betrieb der beiden 
Kindertagesstätten in Bauerbach und Ginseldorf zu verbessern. Die 
bisherigen Gespräche sind sehr positiv verlaufen. Momentan kann 
davon ausgegangen werden, dass die Trägerschaft des 
Kindergartens zum neuen Kindergartenjahr auf den neuen Träger 
übertragen werden kann. 
Bei einer solchen Übertragung sind die Rechte der Beschäftigten 
und die Rechte der Stadt Marburg als Träger der Jugendhilfe 
gewahrt. Vergleichbare Übertragungen der Trägerschaft hat es in der 
Vergangenheit mehrfach gegeben, wenn es hierfür gute Gründe gab. 
Zuletzt ist die Trägerschaft der Einrichtung Huteweg in Wehrda zur 
besseren Gesamtdarstellung des Kindergartenangebots im Jahr 
2006 an den Kindergarten Weißer Stein übertragen worden. 
 
Zusatzfragen der Stadtverordneten Weidemann (SPD) und Lohse (CDU) werden 
ebenfalls durch den Bürgermeister beantwortet. 
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zu 4.29 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Dr. Hermann Uchtmann (Nr. 29   2/2007) 

Vorlage: VO/1137/2007 
  
 Auszug aus dem Internet: 

„Die Stadt Marburg versucht seit einigen Jahren, das  große Potential an 
Wissen in der Universitätsstadt Marburg als Quelle für schöpferische 
Inventionen und Innovationen zu nutzen, um so die Gru ndlagen für eine 
eigenständige und nachhaltige wirtschaftliche Entwi cklung der Stadt zu 
verbreitern und Impulsgeber für die gesamte Region zu sein." 
Welche Aktivitäten werden aktuell unternommen, um d ie Kooperation Stadt-
Universität- Wirtschaft zu fördern? Was ist noch gep lant?  
 
Es antwortet der Oberbürgermeister: 
 
Die Stärkung und Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft, 
Wissenschaft und Stadt ist ein zentrales Handlungsfeld Marburger Stadtpolitik. 
Gerade in den letzten Monaten sind wir auf diesem Gebiet gut vorangekommen 
und es konnten eine Reihe vorzeigbarer Erfolge erzielt werden. 
 
� Überführung der Bio-/Nanotechnologie-Initiative in eine Vereinsform, um 

künftig auch Fördermittel für dieses Feld einwerben zu können. Sowohl für 
Vorstandspositionen als auch als Mitglieder konnten namhafte 
Persönlichkeiten aus Wirtschaft und Wissenschaft gewonnen werden, die 
eine Kooperation auf höchstem Niveau erwarten lassen. 

 
� Erfolgreiche Zusammenführung von Wissenschaftlern der Philipps-Universität 

mit regionalen Unternehmen mit dem Ziel der Erstellung umsetzungsreifer 
Forschungsprojekte mit produktionsnahen Ergebnissen im Bereich der 
Medizin- und Pharmatechnik im Rahmen einer mittelhessischen Studie. Ziel 
ist die Erlangung von Fördermitteln des Landes Hessen. 

 
� Restruktierung der Mafex als wissenschaftlich fundiertes Beratungs- und 

Unterstützungsinstrument für junge oder in Gründung befindliche 
Unternehmen insbesondere Ausgründungen aus der Philipps-Universität. 

 
� Unterstützung des Chemikums durch die Stadt und namhafte 

Wirtschaftsunternehmen zur Imageförderung der Chemie, 
Nachwuchswerbung und Heranbildung interessierter junger Menschen zur 
Vermeidung von Mangel an qualifizierten Nachwuchskräften. 

 
� Mitarbeit des Oberbürgermeisters in Gremien des Max-Planck-Institutes und 

Austausch mit den dort vertretenen Wissenschaftlern und 
Wirtschaftsvertretern. 

 
� Erörterung von Themen im Spannungsfeld Wirtschaft, Wissenschaft, Stadt in 

der Wirtschaftsförderungskommission sowie der Kommission für Universitäts- 
und Regionalentwicklung mit namhaften Vertretern aus Wirtschaft und 
Wissenschaft. 

 
� Einbindung der Region zu dieser Thematik durch kontinuierlichen Austausch 

mit dem Landkreis Marburg-Biedenkopf und der Region Mittelhessen 
(MitteHessen e. V.). 
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Die Förderung einer nachhaltigen Zusammenarbeit von Wirtschaft, Wissenschaft 
und Stadt ist eine Kern- und eine Daueraufgabe der Stadt- und 
Wirtschaftsentwicklung. Deshalb werden die geschaffenen Instrumente ständig 
weiter ausgebaut und ergänzt. Ziel ist die Schaffund eines belastbaren regionalen 
Netzwerkes. Dabei setzen wir auch weiterhin auf eine intensive und kreative 
Mitarbeit der Philipps-Universität, anderer ansässiger wissenschaftlicher 
Einrichtungen und der Marburger Wirtschaftsunternehmen. 
 

  
  
 
zu 4.30 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Florian Sauer (Nr. 30   2/2007) 

Vorlage: VO/1138/2007 
  
 Warum müssen Bürger für das Anliefern und Abgeben e ines mit 

Tapetenresten gefüllten Sackes Am Krekel pro Stück Euro 3,30 bezahlen? 
Liegt bei solch hohem Preis nicht auf der Hand, das s der Abfall in der 
Landschaft entsorgt wird?  
 
Es antwortet Stadträtin Dr. Weinbach: 
 
Die Anlieferung von Restmüll ist grundsätzlich gebührenpflichtig. Entweder 
zahlen die Bürgerinnen und Bürger dies durch die Müllgebühren oder durch ein 
Entgelt für Abfälle, die nicht über das Abholsystem entsorgt werden. 
 
Die Gebühr setzt sich aus den Entsorgungskosten und den Sammlungs- und 
Transportkosten zusammen. Der größte Teil mit ca. 2/3 der Kosten fallen auf die 
Entsorgungskosten, im Wesentlichen für den Rest- und Sperrmüll an den 
Landkreis und ein Teil an die MEG für die Verwertung des Bioabfalls. 
 
Grundsätzlich können die genannten Tapetenreste über die veranlagte 
Restmülltonne entsorgt werden. Für darüber hinausgehendes Restmüllvolumen 
bietet die Abfallsatzung die Möglichkeit, entweder einen Restmüllsack zu 
erwerben, der bei der Restmüllsammlung mit abgeholt wird oder Restmüllmengen 
am Lagerplatz „Am Krekel" anzuliefern. 
 
Da es sich bei dem in der Frage genannten Abfall um zusätzlichen zu den 
haushaltsüblichen Mengen anfallenden Restmüll handelt, der nicht in der 
Gebührenkalkulation zu berücksichtigen ist, muss dieser entsprechend durch die 
Verursacher separat bezahlt werden. 
 
Die Realität zeigt, dass die Annahme grundsätzlich nicht richtig ist, dass die 
Kostenerstattung der anfallenden Entsorgungsgebühren durch die 
„Abfallerzeuger" grundsätzlich dazu führt, dass Abfälle in der Landschaft wild 
abgelagert werden. Nur eine im Verhältnis zu allen Bürgerinnen und Bürgern 
äußerst geringe Anzahl von Personen entsorgt Abfälle illegal in der Natur. 
 
Darüber hinaus würde dies Verständnis dazu führen, dass die komplette 
gebührenfinanzierte Abfallorganisation umgangen würde. Dies ist aber im Alltag 
gerade nicht der Fall. Es muss auch hier der Grundsatz gelten, dass privat 
veranlasste Kosten nicht sozialisiert werden. 
 

  
  
 
zu 4.31 Kleine Anfrage des Stadtverordneten Florian Sauer (Nr. 31   2/2007) 
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Vorlage: VO/1151/2007 
  
 Wie haben sich die geplanten Kosten für die Umgesta ltung der Ketzerbach 

seit dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 26.11.04 
„Variante 3" verändert?  
 
Es antwortet Bürgermeister Dr. Kahle: 
 
Mit dem Beschluss vom 26.11.2004 wurden die reinen Baukosten mit 1,7 Mio. € 
veranschlagt. Die Stadtverordnetenversammlung hat sich zuletzt aufgrund einer 
Kleinen Anfrage der CDU-Fraktion vom 13.6.06 mit der Kostenentwicklung der 
Ketzerbach-Umgestaltung befasst. Damals belief sich die 
Gesamtkostenberechnung auf ca. 2,05 Mio. Euro. Die derzeit aktuelle 
Kostenverfolgung sieht Gesamtkosten von ca. 2,65 Mio. € vor. 
 
Die Mehrkosten resultieren aus folgenden Positionen: 
•  der Bodenaushub der Tiefbauarbeiten war aufgrund von Chlorideinträgen 

(Streusalz) höher belastet als angenommen, die gutachterlichen 
Untersuchungen, die Zwischendeponierung und der beabsichtigte Einbau 
oder eine fachgerechte Entsorgung führen zu Mehrkosten von zunächst 
geschätzt 300.000.- €; momentan werden deutlich kostengünstigere 
Alternativen geprüft. Wir gehen sicherheitshalber davon aus, dass 50 % 
davon entfallen. 

•  bei der Auskofferung der Tragschicht und diverser Leitungsgräben wurden 
zahlreiche alte Leitungen gefunden, die bisher nicht bekannt oder erfasst 
waren und neu verlegt oder entnommen werden mussten. 

•   die Umverlegung der Fernwärme und der Datenverarbeitungskabel zur 
Versorgung der Universitätsgebäude auf einer Länge von 140 m führte zu 
Mehrkosten. 

•  die Sanierung der Kanalhausanschlüsse mit Inlinern. 
•  daraus folgend ergeben sich Nachträge des Bauunternehmens durch die 

Aufwändigkeit im Baubetrieb (teilweise Handschachtung erforderlich) und 
Mengenmehrungen in Höhe von ca. 200.000.- €. Auch hier gehen wir davon 
aus, dass 50 % der Kosten entfallen, wenn auch unsere rechtliche 
Einschätzung so abschließt, dass der Nachtrag abgewiesen werden kann. 

•  die denkmalgeschützten Gebäude sind mittels eines Beweisgutachtens vor 
den jeweiligen Baumaßnahmen in den Bauabschnitten untersucht worden, 
um etwaige Schäden oder Regressforderungen zuvorzukommen,  
zusätzliche Kosten von ca. 40.000.- €. 

•  das Wasserband wurde aus funktionalen Gründen an der östlichen Kopfseite 
um einige Meter verlängert, ebenso entschied man sich für sehr 
wartungsarme und energiesparende LED-Lichtsysteme zur Beleuchtung der 
Kaskaden, zudem werden die Betonfertigteilelemente einen Graffitischutz 
erhalten. 

•  das Gewerk zur Neuerrichtung der Straßenleuchten verteuerte sich durch die 
Notwendigkeit, die komplette Erdverkabelung neu verlegen zu müssen. 

 
Zwei Zusatzfragen der Stadtverordneten Heck (CDU) und Köster (Marburger 
Linke) werden ebenfalls durch den Bürgermeister beantwortet. 
 
Damit ist die Fragestunde abgelaufen. Die restliche n Fragen 32 - 34 werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten liegen diese r Niederschrift als Anlage 
bei.  
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zu 5 Bauleitplanung der Stadt Marburg; 

Bebauungsplan Nr. 11/4, Klinikum Marburg, Partikeltherapie-Anlage 
 
- Offenlegungsbeschluss inklusive Teiländerung des Bebauungsplanes Nr. 11/2    
(Klinikum II. Bauabschnitt) im Bereich der künftigen Zufahrt 
 
Vorlage: VO/1018/2007 

  
 Für den Bau- und Planungsausschuss berichtet der Vorsitzende Stadtverordneter 

Meyer (SPD). Der Ausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung die 
Annahme dieser Vorlage. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst einstimmig folgenden Beschluss: 
 
 Dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 11/4, Klinikum  Marburg, 

Partikeltherapie-Anlage, inklusive der externen Gel tungsbereiche in 
der Gemarkung Bauerbach (Flur 9, Flurstück 3/1 teil weise) und den 
beiden Forstflächen (Abteilung 3132) und Knutsbacht al (Abteilung 
3182), wird zum Zwecke der öffentlichen Auslegung ge mäß § 3 (2) 
Baugesetzbuch (BauGB) und der Beteiligung der Behörd en (§ 4 (2) 
BauGB zugestimmt. 

 
 Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 11/4 beinhalte t ein Teilgebiet 

des Bebauungsplanes Nr. 11/2 (Klinikum II. Bauabsch nitt); der 
Bebauungsplan-Entwurf wird um diesen Bereich erweit ert . 

 
  
  
 
zu 6 Standsicherheit von städtischen Gebäuden 

Vorlage: VO/1056/2007 
  
 Für den Bau- und Planungsausschuss berichtet der Vorsitzende Stadtverordneter 

Meyer (SPD). Der Ausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung die 
Zustimmung zu dieser Vorlage. Aussprache wurde beantragt. 
 
Im Rahmen der Debatte sprechen Bürgermeister Dr. Kahle, sowie die 
Stadtverordneten Sell (SPD), Köster (Marburger Linke), Lohse (CDU), Markus 
(Bündnis 90/Die Grünen) und Schwebel (FDP). Für den Magistrat spricht erneut 
der Bürgermeister Dr. Kahle.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst anschließend folgenden Beschluss: 
 
Die Ergebnisse der Überprüfung der Stadtsicherheit der in der Anlage 1 
aufgelisteten Gebäude werden zur Kenntnis genommen. 
 
Ab 19:15 Uhr hat die stellvertretende Stadtverordne tenvorsteherin Wölk 
(SPD) die Sitzungsleitung übernommen.  
 

  
  
 
zu 7 Umgestaltung und verkehrliche Neuordnung des Bahnhofsvorplatzes in Marburg 

Vorlage: VO/1057/2007 
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 Für den Bau- und Planungsausschuss berichtet der Vorsitzende Stadtverordneter 
Meyer (SPD). Der Ausschuss empfiehlt die Zustimmung zu dieser Vorlage.  
 
Die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt wurde im Ältestenrat 
angemeldet. 
 
Im Rahmen der Debatte sprechen der Bürgermeister Dr. Kahle für den Magistrat, 
sowie die Stadtverordneten Dr. Wulff (CDU), Köster (Marburger Linke). Für den 
Magistrat sprechen weiterhin Bürgermeister Dr. Kahle und Oberbürgermeister 
Vaupel. Im Rahmen der Beratung sagt Bürgermeister Dr. Kahle dem Hause zu, 
die im Rahmen der Aussprache aufgeworfenen Fragen noch vor der 
Haushaltsberatung im Wege einer Berichtsvorlage zu beantworten. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei Enthaltung der CDU-Fraktion mit den 
übrigen Stimmen des Hauses folgenden Beschluss: 
 
1. Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntni s, dass der 

Planfeststellungsbeschluss zur Verlegung der Landess traße 3089 und 
Umgestaltung des Bahnhofsvorplatzes von Bau-km 0+007 ,80 (Neue 
Kasseler Straße) bis Bau-km 0+630 (Krummbogen) in d er Stadt Marburg 
mit Wirkung vom 23.11.2006 Rechtskraft erlangt hat.  

 
2. Der Magistrat wird beauftragt, das Projekt Umges taltung und 

verkehrliche Neuordnung des Bahnhofsvorplatzes in Ma rburg weiter 
voranzutreiben, damit in der zweiten Jahreshälfte 200 8 mit der 
Umsetzung begonnen werden kann.  

 
Um 19: 52 Uhr übernimmt wieder Stadtverordnetenvors teher Löwer (SPD) 
die Sitzungsleitung.  
 

  
  
 
zu 8 Dringlichkeitsanträge 
  
  
  
  
 
zu 9 Anträge der Fraktionen 
  
  
  
  
 
zu 9.1 Antrag der CDU-Fraktion betr. Prävention von Adipositas 

Vorlage: VO/0787/2006 
  
 Für den Schul- und Kulturausschuss berichtet die Vorsitzende Stadtverordnete 

Dinnebier (SPD). Der Antrag wurde im Schul- und Kulturausschuss zur 
Ablehnung empfohlen. Für den Sozialausschuss berichtet die Vorsitzende 
Stadtverordnete Dr. Perabo (Bündnis 90/Die Grünen). Der Sozialausschuss 
empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung mehrheitlich die Zustimmung zu 
dieser Vorlage. 
 
Der Stadtverordnetenvorsteher stellt den Antrag zur Abstimmung. Mit Ja-
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Stimmen die Stadtverordneten der CDU, MBL, FDP und Marburger Linken. Mit 
Nein-Stimmen die Stadtverordneten der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Somit hat die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss 
gefasst: 
 
Der Antrag wird abgelehnt.  
 

  
  
 
zu 9.2 Antrag der CDU-Fraktion betr. Betriebskindergarten am Standort Behringwerke 

Vorlage: VO/0793/2006 
  
 Für den Sozialausschuss berichtet die Vorsitzende Stadtverordnete Dr. Perabo 

(Bündnis 90/Die Grünen).  
 
Im Sozialausschuss hat die CDU-Fraktion folgenden Änderungsantrag 
eingebracht: 
 
Der Magistrat wird beauftragt, erneut Gespräch mit den Behringnachfolgefirmen 
und den dortigen Betriebsräten aufzunehmen, um am Standort Behringwerke 
eine Möglichkeit der Kindertagesbetreuung zu schaffen.  
 
Begründung: 
(Der 1. Absatz der Begründung wird durch nachfolgenden Text ersetzt): 
Die Stadt Marburg bemüht sich, dem Auftrag des TAG und des Kik zur 
Erweiterung der Kindertagesbetreuung nachzukommen. Auch im Bündnis für 
Familie wird nach weiteren Kinderbetreuungsmöglichkeiten gesucht. Ein Baustein 
im Gesamtkonzept kann die Einrichtung von betrieblichen Betreuungsplätzen 
sein. (Die übrigen Absätze bleiben unverändert). 
 
Anschließend wurde im Sozialausschuss noch ein Änderungsantrag der SPD-
Fraktion eingebracht: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung begrüßt die Gespräche des Magistrats mit 
den Behringnachfolgefirmen über Kinderbetreuungsangebote für deren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu schaffen und wird gebeten, zeitnah über die 
Ergebnisse zu berichten.  
 
Im Sozialausschuss wurde über die Änderungsanträge alternativ abgestimmt. Der 
Änderungsantrag der CDU-Fraktion wurde unterstützt durch 3 Stimmen der CDU-
Fraktion. Der Änderungsantrag der SPD-Fraktion bekam 8 Stimmen aus SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP, sowie Marburger Linke. Damit empfiehlt der 
Sozialausschuss die Zustimmung zu dem Änderungsantrag der SPD-Fraktion. 
Aussprache wurde angemeldet. 
 
Im Rahmen der Debatte sprechen die Stadtverordneten Kissen (CDU), Metz 
(Marburger Linke), Weber-Hofmann (Bündnis 90/Die Grünen), Severin (SPD) und 
für den Magistrat sprechen Oberbürgermeister Vaupel und Bürgermeister Dr. 
Kahle. 
 
Anschließend lässt der Stadtverordnetenvorsteher zunächst über die von der 
CDU-Fraktion geänderte Antragsfassung abstimmen. Diese Antragsfassung 
erhält die Unterstützung durch die Stadtverordneten der CDU-Fraktion. So dann 
stimmt die Stadtverordnetenversammlung über die von der SPD-Fraktion im 



 - 26 - 

Sozialausschuss geänderte Antragsfassung ab. Diese Antragsfassung wird vom 
Hause einstimmig angenommen, so dass die Stadtverordnetenversammlung 
folgenden Beschluss gefasst hat: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung begrüßt die Gespräc h des Magistrats 
mit den Behringnachfolgefirmen über Kinderbetreuung sangebote für deren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu schaffen und wir  gebeten, zeitnah über 
die Ergebnisse zu berichten.  
 

  
  
 
zu 9.3 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Mindestlöhne 

Vorlage: VO/0816/2006 
  
 Für den Sozialausschuss berichtet die Vorsitzende Stadtverordnete Dr. Perabo 

(Bündnis 90/Die Grünen). Der Antrag wurde im Sozialausschuss wie folgt 
abgeändert: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg (StVV) möge 
beschließen: 
 
1. Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, dass in der 
 Bundesrepublik Deutschland allgemeinverbindlich für Erwerbstätige 
 auskömmliche Einkommen (z. B. Mindestlohn und / oder Kombilohn) 
 eingeführt werden. 
 
2.  Der Magistrat wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass weder bei 
 der Stadtverwaltung noch bei Unternehmen im Eigentum der Stadt Löhne 
 bezahlt werden, die diesen Kriterien nicht genügen. 
 
3. Der Magistrat wird beauftragt, künftig bei einer freihändigen Vergabe 
 Aufträge nur an Firmen zu vergeben, bei denen diese Kriterien nicht 
 unterschritten werden. Bei Aufträgen, die über ein 
 Ausschreibungsverfahren vergeben werden, sidn die 
 Ausschreibungsbedinungen so zu gestalten, dass das Unterschreiten 
 dieser Kriterien ausgeschlossen ist. 
 
Die so geänderte Antragsfassung wurde mehrheitlich im Sozialausschuss 
angenommen.  
 
Der ursprungliche Antrag der Fraktion Marburger Linke wurde im 
Sozialausschuss mehrheitlich abgelehnt. Aussprache wurde angemeldet. 
 
Die Vorlage ist auch im Haupt- und Finanzausschuss beraten worden. Es 
berichtet der Vorsitzende Stadtverordneter Pfalz (CDU). 
 
Der Stadtverordnete Köster hat im Haupt- und Finanzausschuss den Antrag wie 
folgt abgeändert: 
 
 In Nr. 3 des Beschlusstenors ist nach dem Wort "dass" ein "weiterhin" zu 
 ergänzen, so dass dieser Punkt nun wie folgt lautet: 
  
 3.) Der Magistrat wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass  
 weiterhin weder bei der Stadtverwaltung noch bei Unternehmen im  
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 Eigentum der Stadt Löhne bezahlt werden, die weniger als 7,50  
 Euro getragen. 
  
 In der Nr. 4 des Beschlusstenors ist nach dem Wort "Euro" der Satz wie 
 folgt zu ergänzen: "auch bei eventuellen Subunternehmen". Somit erhält 
 Nr. 4 folgende Fassung: 
 
 4.) Der Magistrat wird beauftragt, künftig bei einer freihänidgen  
  Vergabe Auträge nur an Firmen zu vergeben, bei denen die Löhne 
  7,50 Euro nicht unterschreiten. Bei Aufträgen, di eüber ein  
  Ausschreibungsverfahren vergeben werden, sind die   
 Ausschreibungsbedingungen so zu gestalten, dass das   
 Unterschreiten eines Stundenlohns von 7.50 Euro auch bei  
 eventuellen  Subunternehmen ausgeschlossen ist. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung 
dieser geänderte Antragsfassung abzulehnen. Weiterhin empfiehlt der Ausschuss 
der Antragsfassung zuzustimmen, wie sie im Sozialausschuss zur Annahme 
empfohlen wurde.  
 
Der Stadtverordnetenvorsteher eröffnet die Aussprache. Es sprechen die 
Stadtverordneten Gottschaldt (Marburger Linke), Dr. Pötter (CDU), Metz 
(Marburger Linke), Stompfe (CDU), Severin (SPD), Dr. Perabo (Bündnis 90/Die 
Grünen) und Köster (Marburger Linke). 
 
So dann lässt der Stadtverordnetenvorsteher zunächst über die von den 
Antragstellern geänderte Antragsfassung abstimmen. Diese Antragsfassung wird 
unterstützt durch die Stadtverordneten der Marburger Linken und durch 4 
Stadtverordneten der SPD. 
 
So dann stellt der Stadtverordnetenvorsteher die vom Sozialausschuss und 
Haupt- und Finanzausschuss mehrheitlich empfohlene Antragsfassung zur 
Abstimmung. Dieser Beschlusstext erhält die Zustimmung der Stadtverordneten 
der SPD, der Fraktion Bündni 90/Die Grünen und der FDP-Fraktion. Die 
Stadtverordneten der CDU und der MBL-Fraktion haben sich der Stimme 
enthalten. Somit hat die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss 
gefasst: 
 
1. Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich daf ür aus, dass in 
 der Bundesrepublik Deutschland allgemeinverbindlic h für 
 Erwerbstätige auskömmliche Einkommen (z. B. Mindest lohn und / 
 oder Kombilohn) eingeführt werden. 
 
2.  Der Magistrat wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass weder 
 bei der Stadtverwaltung noch bei Unternehmen im Ei gentum der 
 Stadt Löhne bezahlt werden, die diesen Kriterien ni cht genügen. 
 
3. Der Magistrat wird beauftragt, künftig bei einer  freihändigen  Vergabe 
Aufträge nur an Firmen zu vergeben, bei denen diese  Kriterien nicht 
unterschritten werden. Bei Aufträgen, die über ein 
 Ausschreibungsverfahren vergeben werden, sidn die 
 Ausschreibungsbedinungen so zu gestalten, dass das 
 Unterschreiten dieser Kriterien ausgeschlossen ist . 
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zu 9.4  Antrag der CDU-Fraktion betr. Winterdienst im Südviertel 

Vorlage: VO/0878/2006 
  
 Für den Umweltausschuss berichtet die Vorsitzende Stadtverordneten Dr. 

Baumann (Bündnis 90/Die Grünen). Der Umweltausschuss hat die Vorlage 
beraten und empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung mehrheitlich die 
Ablehnung. Aussprache wurde angemeldet. 
 
Im Rahmen der Debatte sprechen die Stadtverordneten Jannasch (CDU) und Dr. 
Musket (SPD). Ferner spricht für den Magistrat Bürgermeister Dr. Kahle.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst mit Ja-Stimmen der CDU-Fraktion und 
bei Nein-Stimmen aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Marburger Linke und 1 
Stimme aus der FDP-Fraktion. Bei einer Enthaltung der FDP und einer 
Enthaltung der MBL folgenden Beschluss: 
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Während der Debatte hat um 22:00 Uhr der stellvertr etende 
Stadtverordnetenvorsteher Dr. Wulff (CDU) die Sitzun gsleitung 
übernommen.  
 

  
  
 
zu 9.5 Antrag der CDU-Fraktion betr. Turnergarten 

Vorlage: VO/0880/2006 
  
 Die Vorlage wird vertagt. 

 
  
  
 
zu 9.6 Antrag der SPD/B90/Die Grünen-Fraktionen betr. Stärkung der Marburger Wochenmärkte 

Vorlage: VO/0936/2006 
  
 Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende Stadtverordneter 

Pfalz (CDU). Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der 
Stadtverordnetenversammlung die Zustimmung zu dieser Vorlage. Aussprache 
wurde angemeldet.  
 
Im Rahmen der Debatte sprechen die Stadtverordnete Dr. Perabo (Bündnis 
90/Die Grünen) sowie die Stadtverordneten Dr. Uchtmann (MBL), Schwebel 
(FDP), Brahms (SPD) und Pfalz (CDU). Für den Magistrat spricht der 
Oberbürgermeister. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst mit Ja-Stimmen aus SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, CDU und Marburger Linken bei Nein-Stimmen der FDP und der 
MBL folgenden Beschluss: 
 
Der Magistrat der Stadt Marburg wird gebeten, zu prü fen, wie die Marburger 
Wochenmärkte( Frankfurterstrasse, Firmaneiplatz, Mar ktplatz und 
Richtsberg) in ihrer für das Stadtbild und die Stad tkultur besonderen 
Tradition stabilisiert und besser beworben werden k önnen. Darüber hinaus 
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Tradition stabilisiert und besser beworben werden k önnen. Darüber hinaus 
soll geprüft werden, wie das Angebot mit ökologisch en und regionalen 
Produkten erweitert werden kann.  
 
Während der Aussprache hat um 22:25 Uhr wieder 
Stadtverordnetenvorsteher Löwer (SPD) die Sitzungsle itung übernommen.  
 

  
  
 
zu 9.7 Antrag der Fraktionen B90/Die Grünen/SPD betr. Konzept 'Stadt und Kultur' 

Vorlage: VO/1072/2007 
  
 Für den Schul- und Kulturausschuss berichtet die Vorsitzende Stadtverordneten 

Dinnebier (SPD). Der Schul- und Kulturausschuss empfiehlt der 
Stadtverordnetenversammlung mehrheitlich die Zustimmung zu dieser Vorlage. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst mit Ja-Stimmen aus SPD und Bündnis 
90/Die Grünen, bei Nein-Stimmen der übrigen Stadtverordneten folgenden 
Beschluss: 
 
Der Magistrat wird beauftragt,  
ein Konzept „Stadt und Kultur" zu erarbeiten, um die O berstadt noch 
attraktiver zu gestalten. 
 
Konkret geht es darum, bei zwischenzeitlichen Ladenle erständen in der 
Oberstadt interessierte Ladeninhaber/innen und Küns tler/-innen 
zusammenzubringen, um die Schaufenster und/oder Gesch äftsflächen für 
künstlerische Aktivitäten zu nutzen.  
 

  
  
 
zu 9.8 Antrag der CDU-Fraktion betr. Neubau eines Kindergartens in Bauerbach 

Vorlage: VO/1073/2007 
  
 Der Antrag wird vertagt. Die Vorlage ist vom Bau- und Planungsausschuss an 

den Jugendhilfeausschuss überwiesen worden. 
 

  
  
 
zu 9.9 Antrag der CDU-Fraktion betr. Einrichtung einer Jugendkulturcard 

Vorlage: VO/1074/2007 
  
 Der Antrag ist auf Wunsch der Antragsteller im Schul- und Kulturausschuss 

zurückgestellt worden. Er soll zunächst im Marburger Kulturforumberaten werden. 
 
Auch die Stadtverordnetenversammlung stellt die Vorlage zurück. 
 

  
  
 
zu 9.10 Antrag der CDU-Fraktion betr. Einrichtung einer Arbeitsgruppe 'Bürokratieabbau' 

Vorlage: VO/1075/2007 
  
 Der Antrag ist von den Antragstellern im Haupt- und Finanzausschuss bis zur 
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März-Sitzung zurückgestellt worden. 
 
Auch die Stadtverordnetenversammlung stellt die Vorlage zurück. 
 

  
  
 
zu 9.11 Antrag der CDU-Fraktion betr. die Initiative Jugendrechtshaus 

Vorlage: VO/1076/2007 
  
 Der Antrag ist auf Wunsch der Antragsteller zurückgestellt worden bis zur März-

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung. Er soll zuvor im 
Jugendhilfeausschuss (Sitzung am 8. März 2007) beraten werden. 
 

  
  
 
zu 9.12 Antrag der CDU-Fraktion betr. Elektronische Informationstafeln 

Vorlage: VO/1077/2007 
  
 Für den Schul- und Kulturausschuss berichtet die Vorsitzende Stadtverordnete 

Dinnebier (SPD). Der Antrag wurde im Schul- und Kulturausschuss wie folgt 
abgeändert: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Magistrat wird ersucht, die Aufstellung von elektronischen Informationstafeln 
zur Marburger Stadtgeschichte, insbesondere in der Oberstadt, zu prüfen. 
Hierdurch sollten geschichtliche Zusammenhänge, historische Personen und 
Stätten in ihrem Bezug auf die Universitätsstadt marburg multimedial dargestellt 
werden. 
Zusätzlich soll geprüft werden, ob ein Geschichtsweg durch die Oberstadt 
eingerichtet werden kann, der auch Internet abrufbar sein sollte. 
 
Übereinstimmung bestand im Schul- und Kulturausschuss auch dahingehend, 
dass die angesprochenen elektronischen Informationstafeln sinnvollerweise auch 
in geschlossenen Räumen untergebracht werden können.  
 
Dem so abgeänderten Antrag hat der Schul- und Kulturausschuss einstimmig 
zugestimmt. 
 
Der Antrag wurde auch im Haupt- und Finanzausschuss beraten. Auch der 
Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung die 
Zustimmung zu dieser geänderten Antragsfassung.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst einstimmig folgenden Beschluss: 
 
Der Magistrat wird ersucht, die Aufstellung von ele ktronischen 
Informationstafeln zur Marburger Stadtgeschichte, in sbesondere in der 
Oberstadt, zu prüfen. Hierdurch sollten geschichtlic he Zusammenhänge, 
historische Personen und Stätten in ihrem Bezug auf die Universitätsstadt 
marburg multimedial dargestellt werden. 
Zusätzlich soll geprüft werden, ob ein Geschichtsweg  durch die Oberstadt 
eingerichtet werden kann, der auch Internet abrufba r sein sollte.  
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zu 10 Kenntnisnahmen 
  
  
  
  
 
zu 10.1 Überplanmäßige Ausgabe im Vermögenshaushalt 2007 

hier:  Hst. 8800/9580 „Restaurierung historischer Bauwerke'  
 
Vorlage: VO/1078/2007 

  
 Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die Vorlage zur Kenntnis. 

 
  
  
 
 
 
 
Damit ist die Tagesordnung erschöpft. Der Stadtverordnetenvorsteher schließt die Sitzung 
um 22:50 Uhr. 
 

Löwer 
Stadtverordnetenvorsteher 

Becker 
Vorsitzender 
der SPD-Fraktion 

Heubel 
Vorsitzender 
der CDU-Fraktion 

Wagner 
Protokoll und 
Geschäftsstelle 

 


